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�� Die breitbandförderpolitik der bundesregierung kann nachhaltig ausgerichtet werden, indem wettbewerbsver-
gleichbare Märkte und die jeweils neueste technologische entwicklung zum Maßstab für die Förderpolitik werden.
�� Deutschland braucht ein ehrgeiziges politisches ziel, um den Anschluss an eine gigabit-gesellschaft nicht zu 
verlieren. Die Festlegung auf ein Infrastrukturziel anstatt eines Versorgungsziels, die Vollendung der Privati-
sierung der Deutschen Telekom und die schaffung von Anreizen für den kommunalen Netzausbau im Open-
Access-Modell sind nur einige Handlungsoptionen der Politik. 
�� Die regulierung kann Impulse setzen, um den breitbandausbau in einem wettbewerbsorientierten umfeld zu 
unterstützen. zeitlich eng begrenzte „regulierungsferien“ bei aufwendigen Investitionen, aber auch symmetrische 
regulierung, da wo der etablierte betreiber keine glasfaser besitzt, wären überlegenswerte Handlungsoptionen.
�� Der grundsatz der Technologieneutralität sollte die komplementäre Anwendung von neuen Technologien 
ermöglichen und keine Aufrüstung der bestehenden vorantreiben.
�� Nur etwa 20 Prozent der geförderten Projekte sind betreibermodelle. Die Attraktivität des betreibermodells 
kann verbessert werden, indem die Durchführungszeiten verlängert werden und das Veräußerungsgebot 
gestrichen wird. 

Dr. Pencho Kuzev LL.M
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einleitung 

Die breitbandinfrastruktur hat für die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit und für 
zukunftsfähige Arbeitsplätze in Deutschland einen hohen stellenwert. In den letz-
ten Jahren konnte der Netzausbau in Deutschland mit modernster Netztopologie 
(FTTH/b) jedoch nicht mit dem Tempo der führenden eu-Länder schritthalten 
(s. Abbildung 1). Der rückstand der digitalen Infrastruktur gefährdet bereits heute 
die Wettbewerbsfähigkeit vieler regionen (s. Abbildung 2) und hat negative Auswir-
kungen auf die Verbraucher (s. Abbildung 3). Die Politik auf bundes- und Landes-
ebene ist daher gefordert, den breitbandausbau so zu gestalten, dass Deutschland 
über eine zukunftsfähige Infrastruktur verfügt und zugleich in der Fläche keine Ver-
lierer zurücklässt.

Abbildung 1:

Die folgende Analyse widmet sich den Kernaspekten der breitbandförderpolitik der 
bundesregierung sowie den Auswirkungen der regulierungspraxis der bundesnetz-
agentur und schlägt darüber hinaus Optionen für eine neue grundlage der regulie-
rungspolitik vor. ungeachtet der künftigen zuordnung der politischen Kompetenzen 
auf bundesebene kann die Neuausrichtung der Telekommunikationspolitik und des 
bundesförderprogramms für den breitbandausbau das digitale bild Deutschlands in 
den nächsten vier Jahren wesentlich verändern. 
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gigabitgesellschaft im Technologiemix?

eine zeitgemäße breitbandversorgung in der bundesrepublik Deutschland ist basis 
aller digitalen Veränderungen. Denkt man an eine gute breitbandversorgung, geht 
es schließlich um kleine und mittelständische betriebe, deren Arbeitsplätze davon 
abhängen, ob sie in einer vernetzten Wirtschaft wettbewerbsfähig bleiben. Die Wett-
bewerbsfähigkeit und die proportionale regionale entwicklung einer Volkswirtschaft 
beanspruchen auch die chancenreiche Teilhabe aller bürger an wirtschaftlichen, 
sozialen und partizipativen Prozessen, unabhängig vom Alter, einkommen, Wohn- 
und Arbeitsort. Das heißt, einerseits geht es um einen bundesweiten Anspruch an 
digitaler zugangsqualität zu Wissen, Kultur und allen gesellschaftlichen Prozessen, 
wie beispielweise dem bildungs- und gesundheitswesen. Anderseits geht es auch 
um eine standortpolitik, welche den Anforderungen der Industrie 4.0 rechnung trägt 
und einen gründergeist ermöglicht. 

Wenn es – quasi parteiübergreifend – zum erklärten ziel gehört, in naher zukunft 
eine flächendeckende Gigabit-Infrastruktur zu schaffen, so sind auch der Wettbe-
werbsrahmen, die Investitionsbereitschaft und die technologische Ausrichtung dem-
entsprechend anzupassen. Die bereitschaft in unrentable und entlegene, vor allem 
ländliche gebiete, zu investieren, war stets gering und wird es auch künftig bleiben. 
Diese einfache Tatsache ist die unveränderte Ausgangslage, auch für die Politik. es 
müssten teure und aufwendige Vorleistungen erbracht werden, um ein neues Kapitel 
der digitalen Infrastruktur in Deutschland aufzuschlagen. Das heißt, man ist auf 
leistungsfähige Telekommunikationsnetze angewiesen, um künftige bedarfe im bereich 
digitaler Dienste innerhalb der gesellschaft erfüllen zu können und um die Wett-
bewerbsfähigkeit der Wirtschaft zu gewährleisten. um aber möglichst schnell die 
schließung der sogenannten weißen Flecken voranzutreiben, war der Technologie-
mix (DsL, VDsL, FTTp, WiMAX, cable, DOCsIs 3.0, HsPA, LTe, satellit) der richtige 
Ansatz. Dieser ist auch eu-rechtlich vorgegeben und zumeist vom marktbeherr-
schenden unternehmen, der Deutschen Telekom Ag (DTAg), befürwortet worden. 
unter beachtung der Nachfrage nach leistungsfähigen breitbandanschlüssen (1 gbit/s 
Downstream und 600 Mbit/s upstream) bis 2025 von ca. 300.000 unternehmen 
und 12,3 Mio. Haushalten1 steht die Politik nun vor der Frage, ob dieser Ansatz für 
die Aufrechterhaltung der Wettbewerbsfähigkeit einer der führenden Industrie-
nationen europas ausreichend ist. Dies vor allem, wenn man bedenkt, dass viele 
geschäftsmodelle, die auf der Datenauswertung von künstlicher Intelligenz basie-
ren, eine ganz andere Internetqualität erfordern. ebenso wie viele selbständige 
Berufe der Kreativwirtschaft (bspw. Grafiker/in), welche nicht unbedingt in den 
ballungsgebieten ansässig sind.

basis aller digitalen 
Veränderungen

ziel:
flächendeckende 
gigabit-Infrastruktur

Wettbewerbsfähigkeit 
& Teilhabe



AnAlysen & Argumente  |  März 2018 | AusgAbe 293 | 4

Abbildung 2:

Quelle: Der Breitbandatlas, Stand: 13 Februar 2018

Die Diskussionen und Auseinandersetzungen der gerichte und regulierungsbe-
hörden über den einsatz der Vectoring-Technologie der Deutschen Telekom dauerten 
mehr als vier Jahre2. Von beginn an stand fest, dass es sich hierbei um eine brücken-
technologie handelt, welche die bundesnetzagentur (bNetzA) als regulierungs-
behörde vor schwierige Herausforderungen stellen würde. Denn die Art und Weise 
der umsetzung dieser Technik wiederspricht den zielen der regulierung nach dem 
Telekommunikationsgesetz: 1.) sie kann nur von einem Anbieter geschaltet wer-
den. 2.) Die Deutsche Telekom hat die Möglichkeit, den zugang zur Teilnehmer-
anschlussleitung zu verweigern, wenn sie dafür ersatzprodukte, wie beispielsweise 
ein virtuell entbündeltes lokales zugangsprodukt – ( VuLA), anbietet. Der sicher-
stellung eines chancengleichen Wettbewerbs sowie die Förderung nachhaltig wett-
bewerbsorientierter Märkte ist damit nicht gegeben.

Obwohl die Vectoring-entscheidungen I und II der bNetzA mittelfristig zum erreichen 
der Ziele der Bundesregierung (50 Mbit/s flächendeckend) beigetragen haben und 
noch beitragen werden,3 haben sie ein falsches signal gesetzt und sind nur mit ein-
schränkungen des infrastrukturbasierten Wettbewerbs der TK-Anbieter (fragwürdige 
entscheidungen aus Liberalisierungsperspektive) möglich. es bleibt die Tatsache, dass 
Deutschland bei der superschnellen glasfaservernetzung der Haushalte schlusslicht 
in europa ist.4
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Abbildung 3: 

Quelle: Der Breitbandatlas, Stand: 13 Februar 2018

Der Vollständigkeit halber: Das hat den glasfaserausbau bundesweit nicht verhin-
dert, da das Vectoringkonzept ohnehin den Ausbau der glasfaserinfrastruktur bis zu 
den Kabelverzweigern (graue schaltkästen am straßenrand) beinhaltet. Allerdings 
kann die schaffung von neuen engpässen im Nahbereich der Teilnehmeranschluss-
leitung nicht im sinne eines chancengleichen Wettbewerbs sein. 

Mögliche Konturen einer neuen breitbandpolitik

Die breitband-erfolgstories aus dem europäischen Ausland sind meistens durch eine 
landesspezifische Kombination von Faktoren zu erklären. Die ehrgeizigen politischen, 
manchmal auch unternehmerischen ziele der privatisierten ehemaligen Monopolisten5 
trugen oft zum sprunghaften Anstieg der glasfaseranschlüsse bei. Auch sektor-
spezifische Regulierungen können Impulse setzen, um den Breitbandausbau in einem 
wettbewerbsorientierten umfeld zu unterstützen: zeitlich eng begrenzte „regulie-
rungsferien“ bei aufwendigen Investitionen wie bspw. in spanien, aber auch eine 
symmetrische regulierung, da wo der etablierte betreiber keine glasfaser besitzt,6 
wären überlegenswerte Handlungsoptionen. Das heißt, der etablierte betreiber muss 
die glasfasernetze der Wettbewerber auch nutzen können. Der konstruktive unter-
nehmerische Wille zu Kooperationsvereinbarungen mit gegenseitiger zugangsgewäh-
rung, um wie in spanien Doppelverlegungen zu vermeiden, kann als Alternative zu 
regulierungs- und gerichtsstreitigkeiten eine positive Marktdynamik deutlich unter-
stützen und letztendlich allen Marktbeteiligten zu gute kommen. 

Neue engpässe 

Faktoren für erfolg-
reichen breitband-
ausbau
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einige konkrete Optionen, eigenständig oder in Kombination miteinander, liegen 
darüber hinaus auf der Hand:

 � die Vollendung der Privatisierung der Deutschen Telekom Ag
 � Vorleistungsregulierung / eng definierte „Regulierungsferien“
 � stärkere privatwirtschaftliche unternehmungen bei fairen wettbewerbskon-

formen Kooperationen sowie eine
 � neuausgerichtete und flexible Breitbandförderpolitik. 

Warum diese Handlungsoptionen eine sinnvolle ergänzung der bundesbreitbandpolitik 
in der kommende zeit darstellen können, wird im Folgenden ausgeführt.

zeit, die Liberalisierung zu vollenden

solange die bundesrepublik Deutschland als erheblicher Anteilseigner bei der Deut-
schen Telekom AG beteiligt ist, wird ein massiver Interessenkonflikt7 in der Politik der 
bundesregierung sowie auch in der Arbeit der bundesnetzagentur bestehen. Dort, 
wo keine „essential facilities“ wie bei der letzten Meile betroffen sind, welche zweifel-
los auf alte Monopolzeiten aufbauen, sollten die investierenden unternehmen von 
regulierungsmaßnahmen wie der entgeltregulierung befreit werden. Jedoch selbst, 
wenn die Deutsche Telekom Ag neue Investitionen im engpassbereich tätigt, darf es 
keine Freiheitsgrade geben, solange die bundesrepublik einen Anteil von 31,8 Prozent 
an den Aktien hält. es muss daher die Option, die Anteile an der Deutschen Telekom Ag 
zu veräußern, ernsthaft in betracht gezogen werden. Nicht, um die Mittel für den 
Breitbandausbau bereitzustellen, sondern um ein echtes „level playing field“ zu schaf-
fen und die Tiefe der regulierungsmaßnahmen auf ein notwendiges Minimum zu 
reduzieren.

Der Wettbewerb und eine faire regulatorische umgebung sind Treiber der entwicklung 
und nicht die sonderstellung einzelner Technologien und Marktteilnehmer. Dies belegt 
auch die jüngste Vergangenheit in Deutschland. sobald öffentlich geförderte kom-
munale breitbanderschließungsmaßnahmen eingeleitet wurden, meldete die Deut-
sche Telekom eigene Ausbauvorhaben. Mehrere Vorfälle8 führten letztendlich zu 
einem einvernehmen zwischen dem bundesminister für Verkehr und digitale Infra-
struktur und der Deutschen Telekom hinsichtlich der Meldung eigenwirtschaftlicher 
Ausbauvorhaben nach Ablauf der Markterkundungsverfahren.9 Die Deutsche Telekom 
stellte sicher, dass künftig keine Nachmeldungen mehr erfolgen würden,10 die de facto 
die Investitions- und Planungssicherheit der Kommunen gefährden und so zu Markt-
verzerrungen führten. 

Die beschriebene situation ist auch eine Konsequenz der sonderstellung des ehe-
maligen Monopolunternehmens. Nachdem die gleichstellung aller Marktteilnehmer 
gesichert ist, ist es sachgerecht von vollständiger Marktöffnung und einem entspre-
chenden regulierungsinstrumentarium zu reden. 

Level Playing Field 
zwischen den Tele-
kommunikations
unternehmen
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Ansätze der Vorleistungsregulierung

Die entsprechende Ausgestaltung der regulierung kann den unternehmen Anreize 
gewähren, Investitionsrisiken einzugehen. Das betrifft vor allem den Netzausbau in 
dünnbesiedelten, kostenintensiven regionen. Die Marktanalyse jedoch soll die Ant-
wort liefern, ob zugangsdienste, die über reine glasfaseranschlüsse bereitgestellt 
werden, überhaupt gegenstand von regulierung sein müssen oder nicht. Die regu-
lierungsmaßnahmen sollen im Hinblick auf die regulierungsziele nach dem Telekom-
munikationsgesetz (TKG) geeignet sein, ein identifiziertes Wettbewerbsproblem zu 
beheben.

Die kostenorientierte entgeltregulierung (a), der Nachbildbarkeitsansatz (b) und die 
reine Transparenzverpflichtung (c) sind drei grundsätzliche Methoden der Vorleis-
tungsregulierung. 

a. Die kostenorientierte entgeltregulierung ist an die Kosten der effizienten 
Leistungsbereitstellung (KeL) gebunden und war bislang gängige Praxis der 
entgeltregulierung von kupferbasierten Produkten. bei diesem Ansatz legt die 
bundesnetzagentur den Vorleistungspreis auf basis von Kostennachweisen der 
unternehmen oder Kostenmodellen fest. Vor dem Hintergrund der großen unsi-
cherheiten im Hinblick auf die entwicklung der Nachfrage und die vorausschau-
ende ermittlung der relevanten Kosten, scheint die kostenorientierte entgeltregu-
lierung untauglich für die entgeltregulierung von reinen glasfaseranschlüssen.

b. Mit den endkundenpreisen als Ausgangspunkt für die bestimmung der Vorleis-
tungsentgelte, wäre die KeL-Orientierung hingegen nicht erforderlich. Das heißt, 
die Vorleistungspreise der zugangsprodukte stehen in Korrelation zu den trans-
parenten endkundenpreisen der Wettbewerber (Nachbildbarkeitsansatz). Die 
bNetzA erachtet diesen Ansatz als kompatibel mit dem geltenden rechtsrahmen.11 
Allerdings steht der nachbildbarkeitsorientierte Ansatz vor nicht weniger heraus-
fordernden Annahmen bei der Kostenermittlung mit blick auf die Anwendung der 
Preismissbrauchskontrolle nach § 28 TKg. Das betrifft beispielweise die erforder-
liche Marge in Bezug auf den Effizienzmaßstab oder die Frage nach dem Umgang 
mit komplexen bündelprodukten oder Aktionsprodukten.

Obwohl die Voraussetzungen für die Abkehr von der KeL-orientierten entgeltregulie-
rung gemäß des Konsultationsdokuments der bNetzA gegeben sind, sollte man auch 
bedenken, dass eine asymmetrische regulierung vor dem Hintergrund der engpass-
eigenschaft des aufzubauenden Anschlussnetzes schwierig zu rechtfertigen ist. 
Möglicherweise ist es zielführender, wenn eine transparent kommunizierte und anti-
zipierbare Regulierungspolitik mehr Markt  in der Form von eng definierten „Regu-
lierungsferien“ wagt. Dafür bietet das europäische Ausland eine gute Orientierung.

c. Eine Transparenzverpflichtung des marktbeherrschenden Unternehmens zur 
bereitstellung aller für die Inanspruchnahme der entsprechenden zugangsleis-
tungen benötigten Informationen wird an dieser stelle nicht weiter in betracht 
gezogen. So eine Verpflichtung läuft oft ins Leere und kann daher als ungeeig-
net erachtet werden, Wettbewerbsprobleme effektiv zu beheben. 

Ex ante regulierung
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Mitnutzung öffentlicher Versorgungsnetze

ein weiterer regulatorischer Aspekt zur erleichterung des Netzausbaus betrifft die 
Mitnutzungsansprüche für den Ausbau hochleistungsfähiger Infrastrukturen. betreiber 
von Telekommunikationsnetzen können die Mitnutzung der passiven Infrastrukturen12 
der öffentlichen Versorgungsnetze für den einbau von Komponenten digitaler Hoch-
geschwindigkeitsnetze beantragen. um negative Auswirkungen zu vermeiden, nennt 
das Telekommunikationsgesetz (TKg)13 mögliche Ablehnungsgründe für die Mitnutzung 
der passiven Infrastruktur. Die Verfügbarkeit eines Vorleistungsprodukts (§ 77g 
Absatz 2, Nr. 6 TKg) oder eines bestehenden glasfasernetzes, das über einen diskri-
minierungsfreien und offenen zugang verfügt (Nr. 7), sind vom gesetzgeber als 
sachliche rechtfertigung für eine Ablehnung zur Mitnutzung der passiven Infrastruk-
tur festgelegt. 

Diese oben genannten regelungen des TKgs, die nach der Novellierung durch das 
DigiNetzg in Kraft getreten sind, widersprächen den zielen der eu-Kostensenkungs-
richtlinie.14 Denn diese sehen die senkung der Kosten für den Aufbau und Ausbau 
digitaler Hochgeschwindigkeitsnetze und die gemeinsame Nutzung bestehender 
physischer Infrastruktur vor. Allenfalls kann ein zugang zur unbeschalteten glas-
faser eine tragfähige Alternative darstellen. Fragwürdig ist es, ob die bNetzA den 
Infrastrukturwettbewerb fördern kann, wenn dieser Ansatz Anwendung findet. Kein 
Vorleistungsprodukt kann ein wirkliches substitut zu einer eigenen Infrastruktur dar-
stellen, welche eine komplette Produktgestaltungsmöglichkeit gewährt. 

Die Amortisationszeit der eigentümer samt angemessenem Aufschlag als Anreiz zur 
gewährung der Mitnutzung bei der Festsetzung des Mitnutzungsentgelts kann dabei 
durchaus eine rolle spielen. Dieser Ansatz wäre sicherlich weniger komplex als die 
regulatorische Auseinandersetzung mit dem Vorleistungsprodukt des eigentümers 
des bestehenden Glasfasernetzes. Zur volkswirtschaftlich ineffizienten Duplizierung 
käme es letztendlich auch, wenn das ungünstigere Vorleistungsprodukt oder der 
Wettbewerbsvorteil des eigentümers des bestehenden glasfasernetzes zum Parallel-
bau zwingt. Schließlich befindet sich die passive Infrastruktur auch im öffentlichen 
Raum und eine ineffiziente Nutzung der öffentlichen Ressourcen wäre volkswirtschaft-
lich ebenso unerwünscht.

Darüber hinaus kann es nicht zur Wettbewerbsverfälschung kommen, wenn die 
Mittnutzung der passiven Infrastruktur bspw. zur belebung des intramodalen Wett-
bewerbs (der Dienste) führt. 

es scheint daher angebracht, die Ablehnungsgründe zur Mitnutzung der passiven 
Infrastruktur im TKg zu überarbeiten, um den Infrastrukturausbau regulatorisch zu 
beschleunigen. es liegt im gesamtgesellschaftlichen und vor allem im Interesse der 
Verbraucher, wenn die verfügbaren Netzkomponenten der passiven Infrastruktur 
den Dienstwettbewerb ermöglichen und nicht behindern.             

DigiNetz-gesetz

Effiziente Nutzung der 
passiven Infrastruktur
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Das breitbandförderprogramm des bundes

Man kann von privat agierenden unternehmen nicht erwarten, Investitionen zu tätigen, 
die keine rendite zulassen – sei es aus rein wirtschaftlichen gründen oder wegen 
der unkalkulierbarkeit der regulatorischen Maßnahmen. Im rahmen der Digitalen 
Agenda für Deutschland und im einklang mit den eu-rechtlichen Vorgaben für die 
staatlichen Beihilfen, definierte die Bundesregierung die Rahmenregelungen zur 
finanziellen Unterstützung des Ausbaus einer flächendeckenden Breitbandinfrastruktur 
mit Netzen der nächsten generation (NgN). Die beihilfeoptionen gemäß der NgA-
rahmenregelung15 vom 15. Juni 2015 und die daraufhin erlassene breitbandricht-
linie16 sehen die Förderung der schließung von Wirtschaftlichkeitslücken und das 
betreibermodell vor.  Während die erste Option die Wirtschaftlichkeitslücke bei pri-
vatwirtschaftlichen betreibern schließen soll, werden bei der zweiten Förderoption 
die gebietskörperschaften  eigentümer der neu zu errichtenden passiven Infrastruk-
tur, die sie dann verpachten. Die gesamtförderung des ersten und zweiten Aufrufs 
von über 1,3 Mrd. euro ist für ein bestimmtes breitbandversorgungsziel und kein 
Infrastrukturziel vorgesehen. Vor dem Hintergrund des erreichten kann man hinter-
fragen, ob dies im eu-Vergleich eine richtige und nachhaltige strategie ist.

Auffällig ist die hohe summe von über 35 Mio. euro an bewilligten zuwendungen für 
743 beratungsleistungen17 in Relation zu den definierten Breitbandzielen der Bundes-
regierung bis 2018. Diese beratungsleistungen von einmalig maximal 50.000 euro 
können die gebietskörperschaften zur Vorbereitung von Ausbauvorhaben neben der 
Förderung konkreter Ausbauprojekte bekommen. Aus Informationen der bundes-
regierung geht hervor, dass nur 87 Kommunen bis ende 2016, deren Antrag auf 
beratungsleistung bewilligt wurde, anschließend einen Antrag auf Ausbauförderung 
gestellt haben. bis März 2017 sind ca. 2.200 Anträge auf beratungsförderung gestellt 
worden.18 es bleibt abzuwarten, ob man am ende der evaluierung eine positive 
bilanz ziehen wird. zwar berichtet die Netzallianz, dass der überwiegende Teil der 
geförderten Anschlüsse aus den ersten beiden Aufrufen mit FTTB/H-Netzen (fiber 
to the building/home) realisiert wird, dieses bild korreliert jedoch nicht mit den vie-
len negativen berichten und rankings Deutschlands. Daher ist bei der Fortführung 
der jeweiligen Förderprojekte, der Verteilung der Mittel auf die Fördermodelle sowie 
der zahl und der Höhe der zuschläge für die einzelnen unternehmen Transparenz 
geboten.

betrachtet man die ehrgeizigen breitbandpolitischen ziele der führenden eu-Länder, 
liegt die Notwendigkeit einer schnellen Anpassung der förderrechtlichen grundlagen 
auf der Hand, um den massiven rückstand Deutschlands bei der Verlegung der 
modernsten Technologie bis in einzelne gebäude hinein aufzuholen. Die folgenden 
grundsätzlichen Aspekte verdienen daher eine erneute politische Analyse.

Das scoringmodel zur breitbandrichtlinie benennt die Fertigstellung eines Projektes bis 
ende 2018 als bedeutendes Kriterium zur erreichung der breitbandziele. Die Komplexi-
tät des betreibermodells macht die Durchführung der Projekte in dem festgelegten zeit-
raum unrealistisch. es ist weiterhin unklar, welche ziele die breitbandrichtlinie mit dem 
Veräußerungsgebot beim betreibermodell verfolgt. Die Möglichkeit eines Weiterbetriebs 
durch die gebietskörperschaft sollte als nachhaltige Option in erwägung gezogen wer-
den. Die Kommune als eigentümerin der Infrastruktur stünde so dauerhaft in der Ver-
antwortung, mit den Pachterträgen die Infrastruktur fortzuentwickeln. Als Vorbildmodell 
für die erfolgreiche breitbandentwicklung durch den kommunalen Netzaufbau im Open 
Access Modell sei schweden genannt. Die schwedischen stadtnetze bieten beispielweise 
keine Internetdienste oder TV-Angebote. sie vermarkten die Übertragungskapazitäten 
an Dienstanbieter und die endkunden zahlen eine einmalige Anschlussgebühr.19

breitbandversor-
gungsziel vis a vis  
Infrastrukturziel

Verhältnismäßigkeit 
an bewilligte zuwen-
dungen

Nachhaltige entwick-
lung durch kommuna-
len Netzausbau 
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Die Auswahl des Fördermodells (Wirtschaftlichkeitslücken- oder betreibermodell) sollte 
weitere weniger komplexe Optionen beinhalten, die beispielweise zur schließung 
einer Wirtschaftlichkeitslücke für eine passive glasfaserinfrastruktur bis in die gebäude 
dienen könnten. Darüber hinaus sollten die möglichen Förderoptionen potenziell 
auch die Nachfrageseite stimulieren. zwar liegt der Marktanteil der FTTH-Anschlüsse 
nur bei 1,6 Prozent, die Abdeckung beträgt aber derzeit 6,5 Prozent. Das lässt, selbst 
dort wo diese Netze bereits vorhanden sind, auf eine geringe zahlungsbereitschaft 
und eine geringe Nachfrage schließen. Denkbar wären Voucher-Programme20 (eine 
Art Abwrackprämie für Kupfer) bei der bürger und KMus einmalige Förderung für 
die Anschlusskosten bekommen können. 

Fazit 

staatliche beihilfen sollten ausschließlich für nachhaltige ziele sowie unter der gewähr-
leistung des diskriminierungsfreien zugangs allen Marktteilnehmern und gebiets-
körperschaften zur Verfügung stehen. Der Weg in die gigabit-gesellschaft kann nach 
dem jetzigen Stand der technologischen Entwicklung nur mit dem flächendeckenden 
Ausbau einer glasfaser-Infrastruktur gelingen. FTTH-Länder wie die schweiz, spanien 
und schweden belegen das und sie sollten für Deutschland der Maßstab sein. Die 
Fördermaßnahmen des bundes dürfen den Wettbewerb nicht verfälschen. sie sollen 
in regionen, wo eine Wirtschaftlichkeitslücke oder eine besonders schlechte Ist-
Versorgung von weniger als 30 Mbit/s festgestellt wird, zum erreichen nachhaltiger 
Infrastrukturziele in Anspruch genommen werden.

Die Fixierung auf eine Anschlusstechnologie ist aus wettbewerbsrechtlicher sicht 
sicherlich bedenklich.21 Allerdings widerspricht die Förderung von Technologien, wel-
che nicht hinreichend zukunftssicher sind, den zielen der regulierung und sollten 
daher im rahmen der technologieneutralen Ausrichtung der Förderinstrumente kei-
nen Platz haben. es bleibt zusammenzufassen: Die Anwendung einer FTTH- oder 
FTTb-Teilnehmeranschlusstopologie sollte für den öffentlich subventionierten Ausbau 
verpflichtend vorgegeben werden.22 staatliche beihilfen müssen den Fokus auf 
zukunftssichere Investitionen legen, welche den Infrastrukturwettbewerb nicht in 
Frage stellen und längerfristig die Wettbewerbsfähigkeit des Mittelstands und die 
Teilhabemöglichkeiten aller bürger sichern.

Infrastrukturziele für 
den subventionierten 
Ausbau
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